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Finanzprobleme der Gemeinden in den
neuen Bundesländern
Karl-Heinrich Hansmeyer

Die Diskussion um die Finanzprobleme
der Gemeinden in den neuen Ländern
zeigt zwei gegensätzliche Beurteilungen
der ostdeutschen Kommunalpolitik. Nach
der einen Ansicht sind die Gemeinden
weitgehend ohne eigene Versäumnisse in
Schwierigkeiten geraten – nach anderer
Ansicht liegen grobe kommunalpolitische
Versäumnisse vor. Diese Polarisierung
spiegelt jedoch kein realistisches Bild der
finanziellen Situation der Kommunen in
den neuen Ländern. Vielmehr gilt es so-
wohl bundes- und landespolitische Rah-
menvorgaben zu berücksichtigen, die die
Entscheidungsmöglichkeiten der Gemein-
den begrenzen, als auch gewisse Spiel-
räume für eine aktive kommunale Finanz-
politik.

Der Beitrag von Karl-Heinrich Hansmeyer
zeigt dies am Beispiel ausgewählter
Handlungsmöglichkeiten, die von den
Gemeinden der neuen Länder im Zuge der
deutschen Einheit dazu genutzt werden
konnten, ihre finanzielle Situation über Ge-
bühren- und Steuereinnahmen zu ver-
bessern. Dabei wird deutlich, daß bei der
Festsetzung und Vereinnahmung von Ge-
bühren nicht nur erhebliche Unterschiede
zwischen den einzelnen Gemeinden aus-
zumachen sind, sondern daß auch im Ver-
gleich zu den Kommunen in den alten Län-
dern eine geringere Bereitschaft besteht,
kommunale Leistungen über Gebühren zu
finanzieren. Der Zurückhaltung in diesem
Bereich steht eine relativ erfolgreiche Ein-
werbung von Fördermitteln gegenüber,
die für eine vorausschauende kommunale
Planung steht.

Der kommunale Finanzausgleich – 
Argumente für eine Reform
Thomas Kuhn

Kernpunkt des kommunalen Finanzaus-
gleichs, der die staatlichen Zuweisungen
an die Kommunen regelt, sind die soge-
nannten Schlüsselzuweisungen. Das in
den alten Bundesländern seit langem
praktizierte Verfahren ist in seiner Grund-
struktur auch auf die neuen Länder über-
tragen worden, obwohl dem zugrundelie-
genden Verteilungsmechanismus eine
Reihe gravierender Schwächen anhaften.
Der Autor beschreibt in seinem Beitrag,
daß diese Schwächen kaum erlauben, die

verfolgten distributiven und allokativen
Ziele zu erreichen. Er nennt eine Reihe von
Parametern, deren Anwendung in vielen
Fällen zu nicht beabsichtigten Ergebnis-
sen führt, und verdeutlicht in seinem Auf-
satz, daß der kommunale Finanzausgleich
in seiner jetzigen Form, aufgrund des
Steuerwettbewerbs der Kommunen, nicht
effizient ist.

Gebührenkalkulation auf der Basis
volkswirtschaftlicher Kosten
Bernd Hansjürgens

Dieser finanzwissenschaftliche Beitrag
verdeutlicht die grundsätzlichen Vorteile
einer an volkswirtschaftlichen Kosten ori-
entierten Gebührenkalkulation. Gleichzei-
tig wird auf Anwendungsprobleme auf-
merksam gemacht, die die Vorteile wieder
zunichte machen können, insbesondere
auf mißbräuchliches Verhalten der politi-
schen Akteure, die den Gebührenschuld-
nern zu hohe Gebühren für empfangene
Leistungen abverlangen. Der Autor plä-
diert dafür, jeweils besondere begrenzen-
de Regeln gegen die Versuchung, zu ho-
he Gebührenkalkulationen zugrundezule-
gen, einzuführen.

Die Baugesetzbuch-Novelle 
auf dem kommunalen Prüfstand?
Arno Bunzel

Am 1. Januar 1998 tritt das Gesetz zur Än-
derung des Baugesetzbuchs und zur Neu-
regelung des Rechts der Raumordnung in
Kraft. Der Autor bewertet das gesamte
Änderungspaket und mißt es sowohl an
den selbstgesetzten Zielen des Gesetzge-
bers (Zusammenführung von städtebau-
rechtlichen Vorschriften in einem einheitli-
chen Baugesetzbuch) sowie an aus kom-
munaler Sicht bestehenden Forderungen.
Denn die Gemeinden konnten zwar bei der
Vorbereitung der Gesetzes-Novelle direkt
und über ihre Spitzenverbände mitwirken,
den kommunalen Standpunkt dabei aber
natürlich nicht überall durchsetzen. So
entfällt künftig der Genehmigungsvorbe-
halt im Falle der Grundstücksteilung, und
das bislang erforderliche gemeindliche
Einvernehmen im Baugenehmigungsver-
fahren kann ersetzt werden. Zu den wei-
terhin unerfüllten Forderungen der Städte
und Gemeinden gehört etwa eine bau-
landmobilisierende Ausgestaltung der
Grundsteuer, während andere Teile, wie
etwa die Neuregelung der Vorschriften zur
Behandlung von Eingriffen in Natur und

Archiv für 
Kommunalwissenschaften

Im neuen Halbjahresband
wird mit drei finanzwissen-
schaftlichen Beiträgen ein

Schwerpunkt gesetzt.
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Landschaft im Rahmen der Bauleitpla-
nung, uneingeschränkt begrüßt werden
können.

Freizeitgroßanlagen als 
wachsendes Planungsproblem
Ulrich Hatzfeld

Die Ausdifferenzierung von individuellen
Freizeitinteressen führte in Verbindung mit
der Vergrößerung des Ausgabevolumens
für Freizeitzwecke in den letzten Jahren zu
einer dynamischen Expansion der Frei-
zeitbranche, gleichzeitig zu Ökonomisie-
rung und Professionalisierung. Als „Kata-
lysatoren“ in dieser „Freizeitindustrie“ wir-
ken dabei vielfach kommerzielle Freizeit-
großeinrichtungen.

Aus der Sicht der Kommunen bezie-
hungsweise der Stadtentwicklung stellen
sich Freizeitgroßanlagen einerseits als ei-
ne interessante Entwicklungsoption dar:
Vor dem Hintergrund zunehmender Erfah-
rungen treten allerdings auch eine Reihe
zum Teil sehr problematischer Auswirkun-
gen zutage: beispielsweise Verkehrsaus-
wirkungen oder Umweltimplikationen. Um
ähnliche Fehlentwicklungen wie im Einzel-
handelssektor mit den Verbraucher- und
Fachmärkten zu verhindern, muß nach

Ansicht des Autors über fachliche Beur-
teilungskriterien und tragfähige öffentlich-
private Entwicklungsverfahren nachge-
dacht werden. Ziel muß ein möglichst ho-
hes Maß an Stadt- und Regionalverträg-
lichkeit für diese Einrichtungen sein.

„Lean“ oder „fat“? Die Entwicklung
der Sozialverwaltung im 
Städtevergleich
Günter Roth

Angesichts der unausweichlichen Diskus-
sion um Möglichkeiten der Verwaltungsra-
tionalisierung sind „kennzahlenbasierte“
Organisations- und Leistungsvergleiche
unverzichtbar. In dem vorliegenden Bei-
trag untersucht der Autor die Entwicklung
der kommunalen Sozialverwaltung an-
hand statistischer Vergleiche zwischen 20
westdeutschen Großstädten und formu-
liert mit gebotener Zurückhaltung die Er-
gebnisse. Für den Zeitraum zwischen
1976 und 1986 zeigen sich demnach ein-
zelne Verwaltungen durchaus „schlank“
und aufgabenbezogen, teilweise sogar
schrumpfend,anderejedoch stärker„pfad-
abhängig“, das heißt „beharrend“. So
wuchsen etwa relativ große Verwaltungen
unabhängig von den Aufgaben weiter,
während relativ kleine eher stagnierten.

EU-Aktivitäten deutscher
Städte und Gemeinden
Ergebnisse einer schriftlichen Umfrage

Die EU-Aktivitäten deutscher Städte und
Gemeinden haben im Laufe der 90er Jah-
re deutlich zugenommen. Einschlägige
Kontakte wurden aufgebaut oder verbes-
sert, gleichzeitig wurde ein breites EU-
orientiertes Infoangebot etabliert, wie zum
Beispiel über die beim Deutschen Städte-
tag angesiedelte Deutsche Sektion des
Rates der Gemeinden und Regionen Eu-
ropas (RGRE). Gleichzeitig wurde auch in
Brüssel die Entwicklung vorangetrieben:
unter anderem mit einem breiten, in stän-
diger Veränderung befindlichen Spektrum
an Fördermaßnahmen und -programmen,
deren Umfang kaum noch überschaubar
ist.

Der Informations- und Kommunikations-
bedarf in bezug auf die EU-Förderpolitik
und -Programme sowie entsprechende
Antragsverfahren ist daher – dies lassen
aktuelle Äußerungen aus deutschen Städ-
ten und Gemeinden immer wieder deutlich

werden – nach wie vor groß. Das Deutsche
Institut für Urbanistik hat diese Informa-
tionswünsche aufgegriffen und zur Grund-
lage einer gemeinsam mit der Deutschen
Sektion des RGRE erarbeiteten Umfrage
gemacht. Ziele dieser Umfrage waren ei-
nerseits die Erhebung des aktuellen Stan-
des und der aktuellen Erfahrungen deut-
scher Kommunen mit EU-Angelegenhei-
ten sowie andererseits die Initiierung oder
Verbesserung des kommunalen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausches. Die
Umfrage wurde im ersten Quartal 1997
durchgeführt und war in vier Fragenkom-
plexe gegliedert:

■ personelle und organisatorische kom-
munale Zuständigkeiten für EU-Ange-
legenheiten,

■ vorliegende Erfahrungen mit EU-Pro-
grammen und -Fördermitteln,
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■ damit einhergehende Probleme und
Defizite sowie

■ daraus resultierender Bedarf und An-
forderungen an mögliche externe Hil-
festellungen.

Adressaten der Umfrage waren 118 Städ-
te: Vorrangiges Auswahlkriterium war die
Stadtgröße. In die Umfrage einbezogen
wurden daher alle Städte mit mehr als
100 000 Einwohnern (84). Darüber hinaus
wurden weitere 34 ausgewählte Städte
aus dem Kreis der Difu-Zuwenderstädte
angeschrieben.

Die Rücklaufquote lag mit mehr als 86
Prozent (102 Städte) sehr hoch. Etwa ein
Viertel der eingegangenen Fragebögen
war jedoch lückenhaft.

Die Resonanz auf die Umfrage war weit-
gehend positiv. Für manche Städte war
die Beteiligung auch mit einem Lerneffekt
verbunden. So gaben drei Städte an, sich
durch die Umfrage erstmals ihrer erhebli-
chen Informations- und Kommunika-
tionsdefizite in bezug auf kommunale EU-
Arbeit bewußt geworden zu sein. Eine
Kommune nahm die Umfrage zum Anlaß,
sich intensiv mit EU-Angelegenheiten zu
beschäftigen. 

Zentrale Untersuchungsergebnise 
Die Europaarbeit in bundesdeutschen
Städten – dies ist ein zentrales Ergebnis
der vorliegenden Umfrage – folgt keinem
einheitlichen Schema. Personelle Beset-
zung und verwaltungsinterne Verortung,
Aufgabenschwerpunkte der jeweiligen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wie auch
benutzte Informationsquellen fallen je-
weils unterschiedlich aus und sind in der
Regel von den spezifischen Bedingungen
vor Ort abhängig.

Ungeachtet dieser Unterschiede lassen
sich jedoch auch einige generalisierende
Trends feststellen:

■ Die Zahl der speziell für EU-Aufgaben
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter korreliert in der Mehrzahl der
Fälle positiv mit der Größe einer Stadt.
Viele dieser Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind allerdings oft nur mit ei-
nem geringen Prozentteil ihrer Arbeits-
zeit für diese Aufgaben zuständig.
Über die beste personelle Ausstattung
verfügen die drei Stadtstaaten Berlin,
Bremen und Hamburg: Aber auch für
die dortigen Mitarbeiter gilt, daß sie
überwiegend nur partiell mit EU-Ange-
legenheiten befaßt sind.

■ Die Federführung für EU-Angelegen-
heiten liegt vorwiegend bei Quer-
schnittsämtern (Ämtern für Wirt-
schaftsförderung, Stadtentwicklung,
Statistik oder Hauptamt) oder bei der
Stadtspitze (Amt des Oberbürgermei-
sters/Oberstadtdirektors,Senats- bzw.
Staatskanzlei);

■ Die Aufgabenschwerpunkte der kom-
munalen EU-Mitarbeiter liegen in der
Regel – unabhängig von der Stadt-
größe – in den Bereichen Informa-
tionsbeschaffung und -weiterleitung,
Koordinationstätigkeiten sowie Kon-
taktpflege zu übergeordneten Verwal-
tungsebenen (Länder, Bund, EU).

■ EU-relevante Informationen werden in
erster Linie von den zuständigen EU-,
Bundes- und Landesdienststellen so-
wie den kommunalen Spitzenverbän-
den (inklusive RGRE) und deren Rund-
schreiben und Veröffentlichungen be-
zogen.

■ Bei Großstädten mit mehr als 200000
Einwohnern spielen auch direkte Kon-
takte zu den Generaldirektionen der
Europäischen Kommission oder zu
einschlägigen Interessenvertretern in
Brüssel eine Rolle.

Knapp zwei Drittel der antwortenden
Städte erhalten Mittel aus Strukturfonds-
Programmen. 35 dieser Städte liegen
nicht in Zielgebieten; sie werden aus Pro-
grammen der Gemeinschaftsinitiativen
oder über Maßnahmen nach Artikel 10
EFRE gefördert.

Die Angaben der Städte über konkrete
EU-geförderte Projekte schwanken zwi-
schen detaillierter Auflistung und kurzen
Hinweisen. Obwohl das inhaltliche Spek-
trum dieser Projekte ebenso breit ist wie
das der in Anspruch genommenen Ge-
meinschaftsinitiativen und Programme,
lassen sich zwei Aktionsschwerpunkte
feststellen: zum einen Qualifizierungs- und
Beschäftigungsmaßnahmen und zum an-
deren Infrastrukturmaßnahmen. Die Antei-
le der Eigenfinanzierung an den Projekt-
kosten reichen von weniger als zehn Pro-
zent bis über 60 Prozent.

Im Hinblick auf ihre konkreten Erfahrungen
zog ein Drittel der Städte mit EU-geför-
derten Projekten eine sehr positive Bilanz.
Positiv bewertet wurden insbesondere der
Grad der Zielerreichung und der zeitliche
wie organisatorische Projektablauf. Ein-
zelne Städte wiesen auch auf positive, aus
der Teilnahme an EU-Programmen resul-
tierende Lerneffekte sowie wichtige Im-
pulse für ihre weitere Entwicklung hin.
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Bei Städten mit negativen Erfahrungen
(17) standen das Antragsverfahren, die Art
der Projektfinanzierung und die Organisa-
tion der Mittelbewilligung im Zentrum der
Kritik. Aufwand und Kosten stehen nach
Ansicht dieser Städte in keinem Verhältnis
zur Höhe der damit erzielbaren Fördermit-
tel.

Eine Differenzierung der Städte nach Ge-
meindegrößenklassen zeigt, daß eindeutig
positive Erfahrungen bei Kommunen aller
Größenklassen, überwiegend negative Er-
fahrungen jedoch vor allem in Kommunen
mit 100 000 bis 200 000 Einwohnern vor-
liegen. Eine Verknüpfung dieser Angaben
mit der Beantwortung der Fragen zu Per-
sonalausstattung und Federführung legt
den Schluß nahe, daß erfolgreiche kom-
munale EU-Arbeit in starkem Maße von
personeller Ausstattung und verwaltungs-
interner Koordination abhängt, darüber
hinaus aber auch das individuelle Enga-
gement einzelner Verwaltungsakteure eine
maßgebliche Rolle spielt.

Städte, die an Strukturfonds- oder Ak-
tionsprogrammen bisher nicht oder nur in
geringem Umfang teilgenommen haben,
geben dafür als Gründe an: fehlende För-
dervoraussetzungen, Informationsdefizite,
Probleme mit den erforderlichen kommu-
nalen Eigenmittelanteilen, zu aufwendige
und komplizierte Antragsverfahren und zu
geringe Erfolgsaussichten oder Schwie-
rigkeiten bei der Findung ausländischer
Projektpartner.

Diese Probleme finden auch in der Be-
wertung/Benotung der EU-Förderpro-
gramme ihren deutlichen Niederschlag.
Die meisten Benotungen liegen im Bereich
ausreichend. Die schlechtesten Noten er-
hielten die Übersichtlichkeit von EU-För-
derprogrammen und -Antragsverfahren,
der für die Projektentwicklung im Vorfeld
der Antragstellung erforderliche Zeitauf-
wand, der vorhandene Kenntnisstand
über potentielle Projektpartner im eu-
ropäischen Ausland und EU-relevante Ak-
tivitäten anderer deutscher Städte. Ver-
gleichsweise positiv (befriedigend) wur-
den die Bereitschaft anderer deutscher
oder auch ausländischer Städte zur Ko-
operation bzw. zum Informations- und Er-
fahrungsaustausch wie auch der Zugang
zu Informationen über EU-Förderpro-
gramme beurteilt.

Bei der Frage nach Ansätzen zu einer Ver-
besserung und Verstärkung kommunaler
EU-Aktivitäten stehen interessanterweise
die beiden Aspekte im Vordergrund, die
am besten benotet wurden. So sprechen
sich 85 Prozent der antwortenden Städte
für verstärkte Informationen über Projek-

tergebnisse und -erfahrungen anderer
Kommunen aus, knapp 70 Prozent für ei-
ne bessere Versorgung mit gezielten kom-
munalpolitisch relevanten Informationen. 

Das Interesse der antwortenden Städte an
einem Informationsaustausch mit anderen
an EU-Programmen beteiligten Kommu-
nen ist – nur folgerichtig – sehr groß. Als
vorrangige Themen werden, den genann-
ten Kritikpunkten und Defiziten entspre-
chend, EU-Förderprogramme, Ausschrei-
bungen und -Antragsverfahren sowie Pro-
jektergebnisse und Projekterfahrungen
genannt.

Wird dieses Interesse an einem Informa-
tionsaustausch unabhängig von Gemein-
degröße und personeller Ausstattung der
kommunalen EU-Arbeit geäußert, nimmt
die konkrete Mitwirkungsbereitschaft –
beispielsweise an einer „Informationsbör-
se“ über EU-Förderprogramme – hinge-
gen mit sinkender Gemeindegröße deut-
lich ab.

In bezug auf die Organisation einer sol-
chen „Informationsbörse“ wird einem „In-
fo-Dienst“ in Schriftform eindeutige Prio-
rität gegeben. Mehr als zwei Fünftel der
antwortenden Städte votieren auch für
Workshops und Seminare. Andere mögli-
che Formen einer Info-Börse – wie z.B. In-
ternet-Foren – stoßen auf deutlich gerin-
geres Interesse.

Zusammenfassend läßt sich feststellen,
daß die EU-Aktivitäten deutscher Städte
im Laufe der 90er Jahre zwar deutlich zu-
genommen haben, daß hier aber nach wie
vor noch viele Schwachstellen und Defizi-
te bestehen. Diese Defizite gehen sowohl
auf externe als auch interne Ursachen
zurück. Bei den externen stehen verbes-
serungsbedürftige Verfahrensgänge so-
wie unzureichende Informationspolitik und
Informationsflüsse der EU im Vorder-
grund, bei den internen spielen die spezi-
fische personelle Ausstattung und das
konkrete Engagement einer Kommune
und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in bezug auf EU-Angelegenheiten eine
maßgebliche Rolle. 

Weitere Informationen:
Dr. phil. Dipl.-Ing.
Werner Heinz
Telefon: 02 21/37 71-143
Dipl.-Geogr. Thomas Franke
Telefon: 02 21/37 71-147
E-Mail: ab-koeln@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein



Difu-Berichte 4/19976

Städte stehen schon immer in einem
spannungsreichen Verhältnis zu ihrem
Umland. Das war bereits so bei der anti-
ken Polis mit ihrem agrarischen Umland,
bei den italienischen Städten mit ihrem
Contado, sowie der mittelalterlichen und
dann auch der frühneuzeitlichen Stadt, wo
die Residenzfunktion als neuer Faktor viel-
fach das Umland strukturierte. Mit der
neuzeitlichen Urbanisierung erfuhr dieses
Verhältnis von Stadt und Umland einen
tiefgreifenden Wandel, eine Dynamisie-
rung, die bis in die Gegenwart anhält. Da-
bei treten drei besonders augenfällige Ver-
änderungen des vormodernen Stadt-Um-
land-Verhältnisses hervor: die Zunahme
der Stadterweiterungen, die Suburbani-
sierung und die Ausbildung von Stadtre-
gionen. 

Die moderne Stadtgeschichtsforschung
hat sich mit dieser Entwicklung in zurück-
liegender Zeit sowohl in unzähligen Lokal-
studien als auch in national wie interna-
tional vergleichender Perspektive ausgie-
big beschäftigt. Wolfgang Hofmann skiz-
ziert Eckdaten und „Meilensteine“ dieses
Erkenntnisprozesses, verharrt aber nicht
beim historischen Interesse an der mo-
dernen Siedlungsentwicklung, sondern
lenkt den Blick auch auf deren politische
Bedeutung. Die Frage, wie die Stadt-Um-
land-Dynamik des Urbanisierungsprozes-
ses zu steuern sei, hatte diesen Vorgang
selbst schon von Beginn an begleitet: von
den zuerst nachträglich vollzogenen und
dann vorausgreifenden Eingemeindungen
seit dem 19. Jahrhundert zu den Regio-
nalverbänden des 20. Jahrhunderts.

Zu den von Hofmann aufgeführten Bele-
gen gehören die Stadtstaaten Hamburg,
Bremen und Berlin, die mit ihren von ei-
nem Flächenstaat abgestützten Umland
funktional verflochten sind: Die Verlage-
rung von Arbeitsplätzen in Vororte und die
Abwanderung einkommensstarker Be-
wohner in die grünen Siedlungen
schwächt die Zentralstadt, von der ande-
rerseits die Aufrechterhaltung der qualifi-
zierten Leistungen in Bildung, Kultur und
Gesundheit erwartet wird. Die gescheiter-
te Länderfusion von Berlin und Branden-
burg von 1995 verdeutlicht, daß neben ei-
ner fehlerhaften Strategie der politischen
Eliten und handfesten Interessenge-
gensätzen auch Unterschiede in der poli-
tischen Kultur die institutionelle Verklam-
merung von Stadt und Umland verhinder-
ten. Diese intraregionalen Spannungen
waren offensichtlich stärker als die Ein-
sicht, daß zum europäischen Wettbewerb
der Regionen auch ein gewisses Maß an
Koordination zwischen Stadt und Umland
gehört.

Das neue IMS-Heft enthält zusätzlich zu
den ständig wiederkehrenden Rubriken
jährliche Übersichten zu Stadtjubiläen so-
wie zu stadtgeschichtlichen Sonderaus-
stellungen. Von besonderer Aktualität sind
darüber hinaus Hinweise auf geplante
Ausstellungem zum Revolutionsgesche-
hen 1848/49, das 1998 vielerorts zum
Thema gemacht wird. Die vor allem im
südwestdeutschen Raum laufenden Akti-
vitäten wie Sonderausstellungen und
Wanderausstellungen sind unter anderem
in der Karte festgehalten.

Stadt und Umland
Neues Themenheft der „Informationen zur modernen
Stadtgeschichte” (IMS)

Quelle: Difu, Kartographie: A. Beecken, Oktober 1997
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Weitere Informationen:
Dr. phil. Christian Engeli
Telefon: 0 30/3 90 01-249

E-Mail: engeli@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein



Das Jahr 1996 zeigte, daß deutsche Städ-
te zunehmend die Impulse aus der Rio-
Konferenz für Umwelt und Entwicklung
aufnehmen. Immer mehr Städte befinden
sich auf dem Weg zu einer nachhaltigen
Entwicklung, wie sie auf der Weltkonfe-
renz propagiert wurde.

Bereits 1996 führte das Deutsche Institut
für Urbanistik (Difu) in Kooperation mit
dem Deutschen Städtetag (DST) eine er-
ste Umfrage zum Stand der Entwicklung
einer Lokalen Agenda 21 bei den Mit-
gliedstädten des DST durch. Die Zwi-
schenbilanz machte deutlich, daß rund die
Hälfte der antwortenden Städte die Ent-
wicklung einer Lokalen Agenda 21 als ih-
re Aufgabe ansieht. Schwierigkeiten bei
der Erarbeitung sahen sie weniger in den
Handlungsfeldern, deren Inhalten und Zie-
len, als vielmehr in der Realisierung des
sogenannten Konsultationsprozesses mit
der Bevölkerung, den lokalen Organisa-
tionen und der örtlichen Wirtschaft. Daher
wurde bei der zweiten Difu-Umfrage, die
im Frühjahr 1997 durchgeführt wurde, be-
sonders nach der Umsetzung gefragt.

Vom 24. bis 25. April 1997 fand im Deut-
schen Institut für Urbanistik in Berlin der
zweite Erfahrungsaustausch zur Lokalen
Agenda 21 mit rund 80 Vertreterinnen und
Vertretern aus deutschen Städten statt.
Präsentiert und diskutiert wurden der ak-
tuelle Stand der Entwicklung der Lokalen

Agenda 21 und Beispiele aus verschiede-
nen Städten, vor allem die jeweiligen
Schwerpunkte, Hemmnisse und Lösungs-
möglichkeiten.

Die Ergebnisse der Umfrage und des Er-
fahrungsaustauschs haben bestätigt, daß
die inhaltlichen Ziele der Agenda 21 für die
deutschen Städte nicht neu sind. Jedoch
stellt die für den aufwendigen Konsulta-
tionsprozeß nötige Herangehensweise ei-
ne besondere Herausforderung dar, zumal
erst sehr wenige Bürgerinnen und Bürger
mit dem Begriff und der Zielsetzung einer
Lokalen Agenda vertraut sind. Die Städte
sind gefordert, das „Miteinander” zu för-
dern und Engagement für die gemeinsa-
me Entwicklung einer Lokalen Agenda 21
zu wecken. Dies gilt nicht nur für den öf-
fentlichen Diskurs mit Wirtschaft, Verbän-
den und Initiativen, mit Presse und Bevöl-
kerung, sondern auch für die verwal-
tungsinterne Diskussion.

In der vorliegenden Dokumentation wer-
den die Redebeiträge aus dem zweiten Er-
fahrungsaustausch einschließlich der Um-
frageergebnisse 1997 und Berichte aus
den Städten Hamburg, Kaiserslautern,
Leipzig, Münster, Nürnberg und Os-
nabrück wiedergegeben. Sie sollen allen
Kommunen, Initiativen und weiteren Inter-
essenten zugänglich gemacht werden und
damit zu weiteren Diskussionen und Akti-
vitäten anregen. 
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Städte auf dem Weg 
zur Lokalen Agenda 21
Dokumentation des 2. Erfahrungsaustauschs

Neuerscheinungen in der
Reihe „Umweltberatung für
Kommunen“

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler
Telefon: 0 30/3 90 01-244
E-Mail: roesler@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein
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Zum Thema „Nachhaltige Entwicklung“
sind bereits diverse wissenschaftliche Pu-
blikationen erschienen. Eine praxisorien-
tierte Anleitung zur Initiierung und Ent-
wicklung einer Lokalen Agenda 21 in
Kommunalverwaltungen lag bisher jedoch
noch nicht vor. Das Deutsche Institut für
Urbanistik (Difu) erarbeitete im Auftrag der
EXPO 2000 Hannover GmbH und dem
Niedersächsischen Städtetag die Veröf-
fentlichung „Lokale Agenda 21: Kommu-
nen aktiv für die Zukunft“.

Im Rahmen der UN-Konferenz für Umwelt
und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992
verständigte man sich weltweit auf den
notwendigen harmonischen Dreiklang von
ökonomischer, sozialer und ökologischer
Entwicklung. Die dort formulierte Agenda
21, in der die Teilnahme und Mitarbeit der
Kommunalverwaltungen besonders her-
vorgehoben werden, enthält wichtige
Grundsätze einer umweltgerechten, zu-
kunftsfähigen Entwicklung. Diese Grund-
sätze wurden auch für die EXPO 2000 in
Hannover „Mensch – Umwelt – Technik”
aufgegriffen und bei der Konzeption und
Umsetzung von Projekten entsprechend
integriert.

Die Mehrzahl der Zielsetzungen für eine
nachhaltige Entwicklung existieren in den
deutschen Städten, Gemeinden und Krei-
sen nicht erst seit Rio – neu ist jedoch die
Herangehensweise. Die Kommunen ste-
hen auf ihrem Weg zum Handeln im Sinne

der Lokalen Agenda 21 nicht völlig am An-
fang: Zahlreiche Aktivitäten in vielen kom-
munalen Handlungsfeldern haben bereits
zur Verbesserung der Umweltqualität bei-
getragen und neue Umweltschäden ver-
hindert. Im Rahmen der Erarbeitung der
Lokalen Agenda 21 sind die Kommunen
nun gefordert, ihre Handlungsvorschläge
zu einer umweltgerechten, zukunftsfähi-
gen Entwicklung unter gleichzeitiger Be-
rücksichtigung von ökologischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und entwicklungs-
politischen Aspekten im Dialog mit der Öf-
fentlichkeit weiterzuentwickeln und um-
zusetzen.

In den Jahren 1996 und 1997 hat das Difu
in Kooperation mit dem Deutschen Städ-
tetag (DST) zwei großangelegte Umfragen
bei den Mitgliedstädten des DST zum
Stand der Einführung und Umsetzung der
Lokalen Agenda 21 durchgeführt. Wäh-
rend der Laufzeit der Umfragen wurden
eine Vielzahl von Anfragen zu Zielsetzun-
gen und Inhalten der Lokalen Agenda 21
an das Difu gerichtet. Der Bedarf an Infor-
mationen über diese Ziele, Inhalte und In-
strumente sowie Organisationsstrukturen
ist weiterhin groß. Dies betrifft sowohl die
Verwaltungsspitzen und die Ratsmitglie-
der als auch die Mitarbeiter in den unter-
schiedlichen Ämtern.

Der kurzgefaßte, anschaulich aufbereitete
Leitfaden „Lokale Agenda 21: Kommunen
aktiv für die Zukunft“ soll einerseits vor-
handene Informationsdefizite abbauen
und andererseits den Einstieg in die Ent-
wicklung einer Lokalen Agenda erleich-
tern. Zielgruppen dieser Veröffentlichung
sind vor allem Rat und Verwaltung.

Der Leitfaden kann zum Preis von 25,– DM
(inklusive Mehrwertsteuer und Versandko-
sten) bestellt werden bei der

ISG Innovative Stadt GmbH
Prinzenstraße 23
D-30159 Hannover
Telefon: 0511/36 89 40
Telefax: 0511/368 94 30.
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Lokale Agenda 21: Kommu-
nen aktiv für die Zukunft

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing. Cornelia Rösler

Deutsches Institut 
für Urbanistik

Straße des 17. Juni 112
D-10623 Berlin

Telefon: 0 30/3 90 01-244
Telefax: 0 30/3 90 01-241
E-Mail: roesler@difu.de
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Weltweite Trends in Wirtschaft und Ge-
sellschaft gewinnen auch für die Kommu-
nalpolitik an Bedeutung und stellen die
Kommunen vor neue Herausforderungen.
Der kontinuierliche Zuwachs des Dienst-
leistungssektors, die Zunahme internatio-
naler Transaktionen von Unternehmen,
sowohl Konzentrations- als auch Dekon-
zentrationsprozesse und der Ausbau der
Informationstechnologie und Telematik er-
fordern eine umfassende Wirtschaftspoli-
tik der Kommunen, um im Standortwett-
bewerb der Städte mithalten zu können.
Gleichzeitig müssen sich die Städte mit
gesellschaftlichen Trends auseinanderset-
zen, die teilweise mit den wirtschaftlichen
Veränderungen in Wechselwirkung ste-
hen: Zuwanderungen, Binnenwanderun-
gen, natürliche Bevölkerungsentwicklung,
die Zunahme der Arbeitslosigkeit, ein Wer-
tewandel und sich ausdifferenzierende Le-
bensstile. Auch diese Faktoren ziehen
zum Teil erhebliche Konsequenzen für die
Entwicklung der Kommunen nach sich.

Gleichwohl sind die gewandelten Anfor-
derungen an die Städte und deren Folgen
nicht überall gleich, besonders nicht in
ihrem Ausmaß. Traditionelle Unterschei-
dungen von Städten nach ihrer Größe
oder Funktion in einem regionalen Städte-
system relativieren sich vor dem Hinter-
grund der Globalisierung und der Heraus-
bildung neuer Stadthierarchien. Es stellt
sich die immer drängendere Frage nach
den jeweiligen Entwicklungsperspektiven
für die Städte – als Grundlage für ein über-
greifendes Leitbild kommunaler Politik.
Jedoch geht es nicht nur darum, die je-
weiligen Chancen und Probleme einer
Stadt zu erkennen. Für die Stadtverwal-
tungen stellt sich darüber hinaus die
schwierige Aufgabe, ihr Handlungspoten-
tial zu optimieren – und zwar parallel zu
den nationalen und weltweiten Trends. 

Prof. Dr. Heinrich Mäding, Leiter des Deut-
schen Instituts für Urbanistik, nahm im
Eröffnungsvortrag der „Statistischen Wo-
che“ in Bielefeld diese weltweiten Trends
in Wirtschaft und Gesellschaft unter die

Lupe und skizzierte ihre Folgen für den
Standort Stadt. In einem Zeithorizont von
etwa zehn bis fünfzehn Jahren lassen sich
dabei interne Trends für die Städte ablei-
ten – wie beispielsweise im Bedeutungs-
wandel von Standortfaktoren oder der
Veränderung in der Nachfrage nach Woh-
nungen und städtischer Infrastruktur. Im
Blickfeld des Vortrags standen jedoch
nicht nur stadtinterne Veränderungen,
sondern auch der Wandel der Städte im
Vergleich zum ländlichen Raum. Dabei
zeichnen sich Unterschiede im Ausmaß
der jeweiligen Problemfelder zwischen
ost- und westdeutschen Städten ab. In
diesem Zusammenhang stellen sich für
die Kommunalpolitiker mehrere Fragen:
Welche Chancen für die Städte sind in die-
sen Entwicklungen angelegt? Welche po-
tentiellen Risiken bergen sie? Welche Vor-
aussetzungen sind nötig, um eine Stand-
ortaufwertung betreiben zu können und
diese Chancen erfolgreich zu nutzen? 

Gute und zukunftsweisende Kommunal-
politik zeichnet sich dadurch aus, daß
Grenzen der Einflußnahme auf bestimmte
Entwicklungen anerkannt und Energien
dort gebündelt werden, wo die Städte
selbst ihre Handlungseffizienz steigern
können. Prof. Dr. Heinrich Mäding skiz-
ziert drei konzeptionelle Handlungsansät-
ze, die quer zu allen Politikfeldern verlau-
fen. Durch Verwaltungsmodernisierung
kann mehr Kundenorientierung und öko-
nomische Effizienz realisiert werden. Mit
strategischer Regionsbildung werden
durch Kooperation Handlungspotentiale
im Wettbewerb der Regionen erschlos-
sen. Schließlich sollten öffentlich-private
Partnerschaften wie beim Stadtmarketing
und den Lokale-Agenda-21-Prozessen
fortentwickelt werden. Nicht Abbau, son-
dern Übernahme sozialer und ökologi-
scher Verantwortung sind die Kennzei-
chen einer erfolgreichen und modellhaf-
ten Kommunalpolitik.

Der Vortrag ist soeben als Aktuelle Infor-
mation „Entwicklungsperspektiven für die
Stadt – Trends und Chancen“ erschienen.

Entwicklungsperspektiven
für die Stadt – Trends und
Chancen
Eröffnungsvortrag von Prof. Dr. Heinrich Mäding 
auf der Hauptversammlung des Verbandes Deutscher 
Städtestatistiker in Bielefeld am 23.9.97

Weitere Informationen:
Prof. Dr. Heinrich Mäding
Telefon: 0 30/3 90 01-215/214
Telefax: 0 30/3 90 01-216
E-Mail: maeding@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein
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Im zweiten Quartal 1997 führte das Deut-
sche Institut für Urbanistik eine Umfrage
zum Thema „Lokale Informations- und
Kommunikationspolitik (IuK-Politik)“ bei
allen deutschen Städten mit mehr als 
50 000 Einwohnern durch. Die Städtever-
treter wurden nach ihren Einschätzungen,
Erfahrungen und Planungen in den Berei-
chen Informations- und Kommunikations-
technologien, Technikanwendungen, Mul-
timedia und Internet befragt. 111 Städte
(57 Prozent) antworteten.

Die Umfrage verdeutlichte, daß die Zahl
der Städte, die heute in Deutschland auf
dem Feld IuK und neue Medien umfas-
send aktiv sind, noch gering ist. In der Re-
gel sind es die Großstädte. In sehr vielen
Städten und Gemeinden gibt es dagegen
bisher nur Einzelaktivitäten. Trotzdem ha-
ben die deutschen Städte in der Mehrzahl
ein positives Selbstbild, was ihre Aktivitä-
ten im IuK-Sektor anbetrifft.

Am häufigsten dienen lokale IuK-Aktivitä-
ten dazu, die Handlungsgrundlagen der
Verwaltung – einschließlich der Schnitt-
stellen zwischen Verwaltung und Bürgern
– zu verbessern. Weitere Aktivitätsfelder
liegen vor allem noch in den Bereichen
Stadtinformationssysteme, Kultur, Bil-
dung sowie Wirtschaft und Arbeit. In der
Regel werden dabei bis heute jedoch nur
einfache Anwendungen entwickelt wie In-
formationssysteme oder die Internetan-
bindung von Schulen. Projekte, die inter-
aktive Möglichkeiten sowie die Potentiale
des Internet und der IuK-Technologien
weitgehend nutzen, sind noch sehr selten.

Es gibt darüber hinaus eine Vielzahl von
Handlungsbereichen, in denen die Kom-
munen bisher sehr wenig IuK-Aktivitäten
entwickelten und in denen für die Zukunft
auch wenig geplant ist. Diese „Lücken”
kommunaler IuK-Politik sind am stärksten
in den Feldern Bürgerbeteiligung, Umwelt,
Gesundheit und Soziales sichtbar. Die An-
wendung von IuK-Technologien in der Ver-
waltung scheitert häufig noch an der un-
zureichenden Ausstattung der Arbeits-
plätze mit (vernetzten) Computern. Nur ei-
ne Minderheit von Mitarbeitern hat An-
schluß an Verwaltungsnetze, nur einer von
hundert Mitarbeitern hat heute Zugang
zum Internet. 

Es gibt heute auch nur wenige Städte, die
den IuK- und Medienstandort Stadt über
die Schaffung von Rahmenbedingungen,
Beteiligung an IuK- beziehungsweise me-
dienorientierten Einrichtungen/Projekten
oder durch direkte Fördermittel unterstüt-
zen. 

In der Aktuellen Information sind diese
und andere Ergebnisse ausführlicher dar-
gestellt. Aussagen finden sich zu den The-
men

■ Problemsicht und Problembewußtsein,

■ Ausmaß der Aktivitäten,

■ Handlungsfelder, Projekte und Innova-
tionen,

■ IuK in der Verwaltung,

■ Telekommunikationsinfrastruktur als
kommunales Handlungsfeld,

■ Förderung des IuK- und Medienstand-
ortes sowie

■ Zuständigkeiten, Kooperationen und
Akteure.

Die Umfrage ist Bestandteil eines Projek-
tes zum Thema „Lokale IuK-Politik“, das
noch bis Herbst 1998 läuft und dessen
Gesamtergebnisse danach in den Publi-
kationsreihen des Difu veröffentlicht wer-
den. Zu den sonstigen Aktivitäten des Di-
fu im Themenfeld IuK und neue Medien
sind im WWW-Angebot des Difu weitere
umfangreiche Informationen zu finden:
http://www.difu.de (vgl. Rubrik Difu-Pro-
jektforen).

Kommunales Handlungsfeld
IuK und neue Medien
Ergebnisse einer neuen Difu-Städteumfrage

Deutsches Institut für Urbanistik  

luK-Aktivitäten der Kommunen
Gesamteinschätzung

Weitere Informationen:
Dr. rer. pol. Busso Grabow

Telefon: 0 30/3 90 01-248
E-Mail: grabow@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Ergebnisse einer Städteumfrage im Mai/Juni 1997



„Zeit“ entwickelt sich zu einem zentralen
Thema in Wissenschaft und Gesellschaft.
Im Alltag kennt jeder Zeitnot und Zeitkon-
flikte. Zeitdruck und Zeitkonflikte verstär-
ken sich, weil Beschleunigungc vor allem
durch die technische Entwicklung und die
wachsende ökonomische Konkurrenz – zu
einem vorherrschenden Trend geworden
ist. Ausgelöst wird dies durch

■ den technischen Wandel, insbesonde-
re neue Transport- und Kommunika-
tionstechniken, die in den Bereichen
Entwicklung, Herstellung und Vertrieb
ökonomische Abläufe beschleunigen,

■ die Globalisierung der Wirtschaft, die
die ökonomische Vernetzung und die
internationale Marktkonkurrenz erhöht,
und ihrerseits durch die Liberalisierung
der Weltmärkte, die europäische In-
tegration und das Ende der Ost-West-
Konfrontation entscheidende Impulse
erhalten hat,

■ den Bedeutungszuwachs des Faktors
Zeit in der Ökonomie, die Beschleuni-
gung und paßgenaue Vernetzung inner-
und zwischenbetrieblicher Abläufe zu
einem Kernelement des internationalen
Wettbewerbs werden läßt.

Gegenwärtig verändern sich die Zeitstruk-
turen der industrialisierten Gesellschaften
nachhaltig. Der Strukturwandel von der In-
dustrie- zur Dienstleistungs- und Wis-
sensgesellschaft stellt sich aus „Zeitper-
spektive“ als Zeitstrukturwandel dar. Die
Arbeits-, Betriebs- und Öffnungszeiten
wandeln sich, insbesondere die Zeitstruk-
turen (aber auch die Arbeits- und Ver-
tragsverhältnisse) der Arbeitswelt werden
zunehmend flexibilisiert und individuali-
siert. „Just in time“ und „last minute“ sind
die Stichworte einer Entwicklung, die an
den einzelnen Betrieb und an den einzel-
nen Mitarbeiter hohe Anforderungen hin-
sichtlich der Fähigkeit zur Zeitorganisation
stellt. Diese Komplexitätssteigerung im
Bereich der Koordination und Synchroni-
sation von Arbeitsabläufen überträgt sich
auch auf die Lebenswelt. Der alltägliche
Ablauf, zum Beispiel in einer mehrköpfi-
gen Familie, ist immer weniger planbar, er
kann sich nur in abnehmendem Maße an
vorgegebenen Zeitstrukturen ausrichten
und muß stärker „konstruiert“ oder „ge-
managt“ werden.

Mit der Frage, wie sich dieser Zeitstruk-
turwandel auf Städte, ihre Bewohner und
die urbanen Rhythmen auswirkt, befaßten
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
einer vom Deutschen Institut für Urbani-
stik und der Hans-Böckler-Stiftung ge-
meinsam veranstalteten Fachtagung am
30. und 31. Oktober 1997 im Deutschen
Institut für Urbanistik (Difu). Etwa 80 Inter-
essierte aus Wirtschaft und Wissenschaft,
Kommunalverwaltungen und Räten sowie
Gewerkschaften diskutierten unter ande-
rem die Frage, ob, angesichts des gegen-
wärtig stattfindenden (Zeit-)Strukturwan-
dels, den Kommunen mittels einer eigen-
ständigen Zeitpolitik mehr Gestaltungs-
möglichkeiten gegeben werden könne, ob
Zeitpolitik als eigenständiges neues Poli-
tikfeld zu etablieren sei. Anlaß der Tagung
war ein Projekt des Difu im Auftrag der
Hans-Böckler-Stiftung und vier Städten
(Bonn, Karlsruhe, Münster und Wolfs-
burg), dessen Ergebnisse im Rahmen der
Fachtagung erstmals vorgestellt wurden.

Prof. Dietrich Henckel (Difu) wies in sei-
nem Beitrag auf die Notwendigkeit der
Entwicklung eines Politikfeldes „Kommu-
nale Zeitpolitik“ hin, das – jenseits markt-
förmiger Aushandlungs- und Verteilungs-
prozesse oder obrigkeitsstaatlicher Zeit-
gesetzgebung – auf kommunaler Ebene
gemeinsam von allen Akteuren, von Ver-
waltung und Politik, von Wirtschaft und
Kultur sowie von sozialen Gruppen und
Initiativen getragen werden solle. Prof. Ul-
rich Mückenberger (Hochschule für Wirt-
schaft und Politik, Hamburg) präsentierte
die praktischen Erfahrungen mit Zeitge-
staltungsansätzen und Zeitpolitik auf
kommunaler Ebene: In Italien ist das The-
menfeld seit den 80er Jahren etabliert, in
Deutschland „experimentieren“ unter an-
derem bereits Hamburg, Bremen und Ha-
nau mit „zeitlichen Gestaltungsansätzen“.
Prof. Karlheinz A. Geißler (Hochschule der
Bundeswehr München) warnte in seinem
abschließenden Beitrag vor der Ökonomi-
sierung und Zerstückelung der Zeit – auch
sogenannte unproduktive Zeitformen wie
die Pause, das Warten oder der Umweg
könnten (in einem allerdings unökonomi-
schen Sinne) sehr produktiv genutzt wer-
den. 

Die Ergebnisse der Untersuchung in den
vier Städten werden im Frühjahr 1998 ver-
öffentlicht.
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Kommunale Zeitpolitik
Gemeinsame Tagung des Deutschen Instituts 
für Urbanistik mit der Hans-Böckler-Stiftung

Weitere Informationen:
Dr. Matthias Eberling 
Telefon: 0 30/3 90 01-104
E-Mail: eberling@difu.de
Prof. Dr. Dietrich Henckel 
Telefon: 0 30/3 90 01-292



Kosteneinsparungen und Rationalisierung
innerhalb der Verwaltung – das sind der-
zeit in den meisten Kommunen die
Hauptansätze der Modernisierungsdebat-
ten und praktischen Bemühungen. Daß
die einschlägigen Reformkonzeptionen,
so insbesondere das Neue Steuerungs-
modell, auch auf eine Veränderung der
Politik und eine Neudefinition des Verhält-
nisses zwischen Bürgern, Vertretungskör-
perschaft und Verwaltung insgesamt zie-
len, gerät dabei in vielen Kommunen aus
dem Blickfeld. Manchenorts wird deshalb
auch schon befürchtet, diese Aspekte
könnten völlig in Vergessenheit geraten,
wenn sich erste Sparerfolge einstellen.

Dies war Anlaß für das Difu und die KGSt,
zu einer gemeinsamen Fachkonferenz am
20. und 21. November 1997 nach Berlin
einzuladen. Praktiker aus verschiedenen
Reformstädten berichteten über ihre Er-
fahrungen in bezug auf eine integrierte
Modernisierungsstrategie im Kräftedrei-
eck zwischen Bürgern, Politik und Verwal-
tung und stellten ihre Ansätze zur Diskus-
sion. Im Rahmen von Arbeitsgruppen wur-
den vor allem folgende Themen diskutiert:

■ wie Verwaltungsmodernisierung als von
der Vertretungskörperschaft gesteuer-
ter und begleiteter Prozeß zu organisie-
ren ist;

■ wie die Arbeit der Vertretungskörper-
schaft „verschlankt” werden kann (etwa
durch Delegation von Zuständigkeiten
an beschließende Ausschüsse und
Stadtteilvertretungen, durch Konzen-
tration auf strategische Richtungsent-
scheidungen, durch Straffung der Aus-
schußstruktur, durch Nutzung von In-
formationstechnik);

■ wie das Management an der Nahtstelle
zwischen Politik und Verwaltung zu op-
timieren ist (zum Beispiel durch eine
entsprechende Ausgestaltung von In-
halten und Verfahren im Berichtswesen,
durch Direktkontakte zwischen Man-
datsträgern und den zuständigen Ver-
waltungsmitarbeitern, durch ein wirksa-
mes Anfragenmanagement);

■ welche Veränderungen sich aus der
neuen Arbeitsteilung zwischen Vertre-

tungskörperschaft und Verwaltung für
die Wahrnehmung von Bürgerinteres-
sen ergeben und

■ inwieweit rein binnenorientierte Maß-
nahmen zur Verwirklichung der ange-
strebten „Kundennähe” der Verwaltung
ausreichen oder durch unmittelbar auf
das Bürgerinteresse zielende Ansätze
ergänzt werden sollten (so etwa durch
die Einrichtung von Bürgerämtern, die
Intensivierung von Bürger- und Nutzer-
befragungen zur Qualifizierung des
kommunalen Controllings usw.).

Zu den 120 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern der Veranstaltung gehörten Füh-
rungskräfte aus Kommunalverwaltungen,
Leiterinnen und Leiter von Projekten für
Verwaltungsmodernisierung und viele Mit-
glieder von Räten und Kreistagen. Resü-
mierend läßt sich die lebhafte Diskussion
an beiden Konferenztagen in drei Haupt-
punkten zusammenfassen:

Verwaltungsmodernisierung allein löst
nicht sämtliche Probleme der Kommunal-
verwaltungen. Ohne eine kritische Durch-
forstung der den Kommunen vom Staat
vorgegebenen gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen und ohne Überprüfung der ge-
samten Aufgaben- und Finanzverteilung
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden
werden die kommunalen Reformen letzt-
lich Stückwerk bleiben.

Verwaltungsmodernisierung bedarf nicht
nur der Anleitung durch die Politik, son-
dern vor allem auch einer Reform der Po-
litik selbst: Die Vertretungskörperschaften
müssen ihre Ausschußstrukturen der neu-
en Organisation der Verwaltung anpassen;
die Politik muß sich aus den Details des
Verwaltungsgeschehens heraushalten
und sich auf die strategischen Entschei-
dungen konzentrieren – und dies ohne den
Kontakt zum Bürger zu verlieren; sie muß
lernen, über die Vorgabe wichtiger Kenn-
zahlen statt über Einzeleingriffe in die Ver-
waltung zu steuern. All das erfordert
grundlegende Verhaltensänderungen –
möglicherweise sogar einen neuen Politi-
kertypus. Auch die Verwaltung ist heraus-
gefordert. Sie muß lernen, dem Rat, die für
seine Entscheidungen notwendigen,
wichtigen Informationen zur Verfügung zu
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Bürger – Politik – 
Verwaltungsreform
Gemeinsame Fachkonferenz des Deutschen Instituts
für Urbanistik (Difu) und der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt)



stellen. Nicht Datenfriedhöfe, sondern
entscheidungsorientierte Kennzahlen
müssen weitergereicht werden, eine neue
Vertrauenskultur muß entwickelt werden.

Bürgerorientierung, Qualitätskontrolle und
Qualitätsmanagement sind zwar in allen
Reformkonzepten beschworene Ziele. Zu
verwirklichen sucht man diese aber in al-
ler Regel durch binnenorganisatorische
Maßnahmen – in der Erwartung, der Bür-
ger werde als Besucher von Verwaltungs-
einrichtungen wie als an Einsparungen in-
teressierter Steuerzahler schon davon
profitieren. Dies trifft zwar zweifelsohne
zu, erübrigt aber keineswegs zusätzliche,
eigens auf den Bürger bezogene Maßnah-
men. Es gilt nicht nur für die Verkürzung
von Bearbeitungs- und Wartezeiten und
dergleichen, sondern auch für die syste-
matische Erforschung der Bürgerwünsche
und deren „Einspeisung“ in entsprechen-
de Beschlußvorlagen. Bürger- und Nut-

zerbefragungen können dafür einen wich-
tigen Beitrag leisten, können aber nicht
sachgerechte, tiefergehende Analysen er-
setzen.

Die Konferenz zeigte Wege zur Bewälti-
gung all dieser Probleme auf. Auch hier
wurde deutlich, daß sich Reformen weni-
ger als konzeptionelle, denn als Umset-
zungsprobleme darstellen.

Aufgrund der hohen Nachfrage zur Teil-
nahme an der Konferenz und der hohen
Aktualität der Thematik wird es am 12. und
13. März 1998 in Koblenz eine weitere
Konferenz geben. Anmeldungen sind für
diese zweite Konferenz an die KGSt (Frau
Balbasus, Telefon: 02 21/3768980, Tele-
fax: 02 21/3768989) zu richten.

Eine Dokumentation der ersten Tagung
befindet sich in der Vorbereitung.
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Weitere Informationen:
Dr. Paul von Kodolitsch
Telefon: 0 30/3 90 01-272
Dr. Birgit Frischmuth
Telefon: 0 30/3 90 01-242
E-Mail: fortbildung@difu.de
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Seit Ende 1997 bietet das Difu „Seminar-
begleitende Bibliographien“ an. Diese die-
nen zum einen den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern der Difu-Veranstaltungen als
Hintergrundinformation und Unterstüt-
zung für die Seminararbeit. Andererseits
können die Infos auch von anderen am
Thema Interessierten genutzt werden. 

Die seminarbegleitenden Bibliographien
orientieren sich an den Themen der Difu-
Veranstaltungen und gliedern die Recher-
cheergebnisse nach Stichworten auf. Ba-
sis der Bibliographien sind die beiden Di-
fu-Datenbanken ORLIS und DEMOS. Die
Bibliographien beginnen jeweils mit einem
kurzen Einleitungstext, der Aussagen über
die Struktur der Rechercheergebnisse,
über thematische Schwerpunkte im Zeit-
ablauf sowie die Verteilung der Titel auf die
verschiedenen Dokumentenarten und auf
die räumlichen Bezugsebenen enthält. 

Hinweise zur Beschaffung der nachgewie-
senen Titel sowie zu sonstigen einschlägi-

gen Literaturdatenbanken ergänzen die
Bibliographien.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Difu-
Veranstaltungen erhalten diese Hefte ko-
stenlos. Difu-Zuwenderstädte können –
auf Anfrage – ebenfalls kostenfrei das An-
gebot nutzen. Weitere Interessierte be-
zahlen dafür pro Heft – je nach Umfang –
eine Schutzgebühr zwischen 15,– DM und
20,– DM.

Bisher lieferbare Titel:

■ Bürger – Politik – Verwaltungsreform,
Fachkonferenz vom 20./21.November
1997. 88 Seiten, 15,– DM.

■ Kommunale Gesundheitspolitik – Ge-
sundheitsförderung in der Stadt auf
neuen Wegen. Seminar vom 8.–11. De-
zember 1997. 141 Seiten, 20,– DM.

Difu-Berichte 4/199714

Seminarbegleitende 
Bibliographien

Weitere Informationen:
Dipl.-Ing.

Heidrun Kunert-Schroth
Telefon: 0 30/3 90 01-297

Bestellungen bitte per Fax:
0 30/3 90 01-100

oder per Post an das
Deutsche Institut 

für Urbanistik
Postfach 12 62 24

10593 Berlin

Mit dem Online Forum Stadtökologie bie-
tet das Difu ein spezielles Informations-
und Kommunikationssystem zum Thema
Stadtökologie an. Das vom Bundesfor-
schungsministerium (BMBF) geförderte
Forum enthält neben den Volltextausga-
ben der bisher erschienenen Newsletter
Dokumentationen von Stadtökologie-Se-
minaren, Praxisbeispiele aus den Kommu-
nen zu den Themen Klimaschutz, Mobi-
lität, Bürgerbeteiligung, Naturschutz, Was-
ser und Flächennutzung. Außerdem ent-
hält die CD-ROM eine Bibliothek mit mehr
als 6000 Literaturquellen rund um das The-
ma Stadtökologie. Nachgewiesen ist Lite-
ratur ab 1990 aus dem deutschsprachigen
Raum. Es kann komfortabel nach Stich-
wörtern, Autoren oder Regionen/Städten
recherchiert werden. Aus dem BMBF-För-
derschwerpunkt Stadtökologie sind Infor-
mationen zu den Einzelprojekten im For-

schungsverbund zu finden. Weiter ist eine
umfangreiche Sammlung von www-Links

Die CD-ROM kann zum Preis von
70,– DM (für Zuwender 35,– DM)

beim Deutschen Institut für 
Urbanistik bezogen werden:

Dagmar Dietrich 
Telefon: 0 30/3 90 01-253

Gerda-Luise Elbin 
Telefon: 0 30/3 90 01-287
per Fax 0 30/3 90 01-275

Bestellungen per E-Mail: 
verlag@difu.de

Weitere Informationen:
Dipl.-Sozialökonom Jens Libbe

Telefon: 0 30/3 90 01-115
E-Mail: libbe@difu.de

Susanne Plagemann, M.A.
Telefon: 0 30/3 90 01-274

E-Mail: plagemann@difu.de
Internet: http://www.difu.de/

stadtoekologie

Online Forum Stadtökologie
auf CD-ROM
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Für das Jahr 1996 schrieb die Stiftung der
deutschen Städte, Gemeinden und Kreise
zur Förderung der Kommunalwissen-
schaften Prämien in Höhe von insgesamt
16 000,– DM in vier verschiedenen The-
mengruppen aus. In jeder dieser Gruppen
(I. Recht, Politik, Verwaltung; II. Sozialpo-
litik, Kulturpolitik, neuere Stadtgeschichte;
III. Wirtschafts- und Finanzwissenschaf-
ten; IV. Räumliche Planung und Stadtbau-
wesen) sollte ein Preis von 4 000,– DM ver-
geben werden – die Preise konnten auch
geteilt werden. Es sollten kommunalwis-
senschaftlich besonders wertvolle Ab-
handlungen eingereicht werden (insbe-
sondere Dissertationen und Diplomarbei-
ten), die der Praxis der kommunalen
Selbstverwaltung in Deutschland neue Er-
kenntnisse vermitteln.

Eine Prämie von 4 000,– DM erhielt:

Götz Konzendorf
für seine verwaltungswissenschaftliche
Dissertation Folgen der „Heranalternden
Gesellschaft” und Ansatzpunkte aktiver
Politik – mit einer Fallstudie zur Mittelstadt
Speyer, Speyer 1996.

Prämien von je 2 000,– DM erhielten:

Margit Twehues
für ihre juristische Dissertation „Rechts-
fragen kommunaler Stiftungen”, Münster
1996;

Thomas Goldschmidt
für seine geographische Diplomarbeit „In-
ner- und transurbane Netzwerke und ihr
Beitrag für die Kommunal- und Regional-
entwicklung in ausgewählten Agglomera-
tionsräumen Englands und Deutsch-
lands: Formen, Entstehungsursachen und
Erfolgsfaktoren”, Bayreuth 1997;

Susanne Burkholder und Silvia Manz
für deren wirtschaftswissenschaftliche Di-
plomarbeit „Stadtmarketing unter Be-
rücksichtigung des Fallbeispiels Stadt 
Trier – Theoretische Grundlagen und pra-
xisrelevante Aspekte der Vermarktung und
des regionalen Umfelds”, Trier 1996
(die beiden Autorinnen erhielten je 1 000,–
DM);

Robert Schuster
für seine geographische Diplomarbeit
„Stadtmarketing”. Erfahrungen eines neu-

en kooperativen Ansatzes in der Stadtent-
wicklungspolitik am Beispiel der Stadt
Überlingen, Tübingen 1996;

Patricia Schläger
für ihre geographische Diplomarbeit „Re-
gionale Entwicklungskonzepte – ein Weg
auch der ungarischen Regionalpolitik?”,
Bayreuth 1997;

Anke Werkmeister
für ihre geographische Diplomarbeit „Das
Anruf-Sammeltaxi-System – Eine Form
des Paratransits zur Erhaltung der Mobi-
lität im ländlichen Raum und im Stadt-
Umland-Bereich am Beispiel der Gemein-
de Fernwald”, Gießen 1996.

Insgesamt wurden 48 Arbeiten eingereicht
– davon fielen 16 auf die Themengruppe I,
jeweils acht in die Gruppen II und III sowie
16 in die Themengruppe IV. Aus der zwei-
ten Gruppe wurde eine Arbeit für uneinge-
schränkt prämienwürdig befunden. In den
anderen drei Themengruppen wurden je
zwei Arbeiten als gleichwertig beurteilt, so
daß den betreffenden Bewerberinnen und
Bewerbern je ein halber Preis zuerkannt
wurde. Aufgrund der Begutachtung durch
Expertinnen und Experten des Deutschen
Instituts für Urbanistik und im Einverneh-
men mit den kommunalen Spitzenverbän-
den zeichnete die Stiftung sieben Arbeiten
aus.

Die Stiftung der deutschen Städte, Ge-
meinden und Kreise zur Förderung der
Kommunalwissenschaften vergibt die
Prämien zukünftig gemeinsam mit der
Carl und Anneliese Goerdeler-Stiftung.
Themengruppen sind von nun an:

I. Kommunalpolitik und -verwaltung
(Carl Goerdeler-Preis);

II. Kommunal-, Bau- und Planungsrecht;

III. Sozialpolitik, Kulturpolitik, neuere
Stadtgeschichte;

IV. Wirtschafts- und Finanzwissenschaf-
ten;

V. Räumliche Planung und Stadtbauwe-
sen.

Weitere Informationen:
Deutsches Institut 
für Urbanistik 
Prämienausschreibung 
Straße des 17. Juni 112
D-10623 Berlin
Klaus M. Rarisch
Telefon: 0 30/3 90 01-233
Telefax: 0 30/3 90 01-275

Auszeichnung für sieben 
wissenschaftliche Arbeiten 
Ergebnisse der kommunalwissenschaftlichen
Prämienausschreibung 1996 bekanntgegeben
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Schriften des
Deutschen Instituts für Urbanistik

__Expl. Entscheidungsfelder städtischer Zukunft
von Dietrich Henckel u.a.
1997. Bd. 90. 355 S., 56 Abb., 11 Tab.,
2 Übers., DM 78,–, ISBN 3-17-015037-5
Difu-Neuerscheinung im Verlag W. Kohlhammer
Bestellungen beim Verlag
Tel.: 0711/78 63-280
Fax: 0711/78 63-430

Difu-Beiträge zur Stadtforschung
__Expl. Kompakt, mobil, urban: Stadtentwicklungs-

konzepte zur Verkehrsvermeidung im 
internationalen Vergleich
von Dieter Apel, Michael Lehmbrock u.a.
1997. Bd. 24. 491 S., 91 Abb.,112 Tab.,11 Übers.
DM 84,–, ISBN 3-88118-234-9

__Expl. Public Private Partnership im Städtebau
Erfahrungen aus der kommunalen Praxis –
Acht Fallbeispiele aus nordrheinwestfälischen Städten
von Werner Heinz, Carola Scholz
1996. Bd. 23. 275 S., 30 Abb., 5 Tab., 10 Übers., 
Anhang; DM 58,–, ISBN 3-88118-218-7

__Expl. Kommunale Standards in der Diskussion
Setzung und Abbau von Standards am Beispiel 
der Kindergärten
von Michael Reidenbach
1996. Bd. 22. 170 S., 19 Abb., 10 Tab., Anhang
DM 43,–, ISBN 3-88118-217-9

Umweltberatung für Kommunen
__Expl. Städte auf dem Weg zur Lokalen Agenda 21

Dokumentation des 2. Erfahrungsaustauschs 
beim Deuschen Institut für Urbanistik am 
24. und 25. April 1997 in Berlin
Hrsg. von Cornelia Rösler
1997. 109 S., Schutzgebühr DM 30,- 
ISBN 3-88118-244-6

__Expl. Entlastung des Kommunalhaushalts  
durch Energiesparen
Dokumentation des 2. Deutschen Fachkongresses  
der kommunalen Energiebeauftragten
Hrsg. von Annett Fischer, Carlo Kallen
1997. 154 S., 20 Workshop-Beiträge,
Schutzgebühr DM 40,–, ISBN 3-88118-240-3

__Expl. Bodenschutz
Einführung und Wegweiser zu Adressen,
Zeitschriften, Literatur
von Martina Edelmann u.a.
1997. 136 S., 7 Abb., 10 Tab.
DM 36,– (DM 20,– für Kommunen NBL)
ISBN 3-88118-241-1

Materialien

__Expl. EU-Aktivitäten deutscher Städte und Gemeinden
Ergebnisse einer Difu-Umfrage
von Thomas Franke, Werner Heinz
Bd. 6/97. 82 S., Schutzgebühr DM 30,–  
ISBN 3-88118-245-4

__Expl. Die Mitarbeiterbefragung in der 
Kommunalverwaltung
Eine Methodenanalyse von Praxisbeispielen
von Michael Bretschneider
Bd. 5/97. 144 S., Schutzgebühr DM 35,–  
ISBN 3-88118-238-1

__Expl. Städte ohne Produktion?
Das Fallbeispiel Potsdam
von Busso Grabow, Dietrich Henckel, Gerd Kühn
Bd. 4/97. 112 S., Schutzgebühr DM 35,–
ISBN 3-88118-233-0

Aktuelle Information

__Expl. Kommunales Handlungsfeld „IuK und neue Medien“
Ergebnisse einer Städteumfrage
von Busso Grabow, Erwin Riedmann
1998. ca. 16 S., Schutzgebühr DM 10,–

__Expl. Städte im Netz
Elektronische Bürger-, Stadt- und Wirtschafts-
informationssysteme der Kommunen –  
Ergebnisse einer Difu-Städteumfrage
von Holger Floeting, Steffi Gaevert u.a.
1997. 16 S., Schutzgebühr DM 10,–

__Expl. Entwicklungsperspektiven für die Stadt –
Trends und Chancen
Eröffnungsvortrag anläßlich der Hauptversammlung  
des Verbandes Deutscher Städtestatistiker im Rahmen 
der „Statistischen Woche 1997” in Bielefeld
von Heinrich Mäding
1997. 12 S., Schutzgebühr DM 10,–

Zeitschriften

__Expl. Archiv für Kommunalwissenschaften (AfK)  
2. Halbjahresband 1997, 190 S.
Einzelpreis DM 72,50
ISSN 0003-9209
(Bezug: W. Kohlhammer Verlag und Buchhandel)

__Expl. Informationen zur modernen Stadtgeschichte  
Halbjahresschrift
Heft 2/97: Stadt und Umland
102 S. Einzelpreis DM 18,–
ISSN 0340-1774
(Bezug: Difu und Buchhandel).
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